
Wehrkraftzersetzung

In der Kriegssonderstrafrechtsverordnung (RGBl. I 1939, S. 1455) werden die 
Tatbestandsmerkmale einer „Zersetzung der Wehrkraft“ beschrieben:

§ 5 Zersetzung der Wehrkraft

    (1) Wegen Zersetzung der Wehrkraft wird mit dem Tode bestraft:

        1. wer öffentlich dazu auffordert oder anreizt, die Erfüllung der Dienstpflicht in der deutschen 
oder einer verbündeten Wehrmacht zu verweigern, oder sonst öffentlich den Willen des deutschen 
oder verbündeten Volkes zur wehrhaften Selbstbehauptung zu lähmen oder zu zersetzen sucht;
        2. wer es unternimmt, einen Soldaten oder Wehrpflichtigen des Beurlaubtenstandes zum 
Ungehorsam, zur Widersetzung oder Tätlichkeit gegen einen Vorgesetzten oder zur Fahnenflucht 
oder unerlaubten Entfernung zu verleiten oder sonst die Manneszucht in der deutschen oder einer 
verbündeten Wehrmacht zu untergraben;
        3. wer es unternimmt, sich oder einen anderen durch Selbstverstümmelung, durch ein auf 
Täuschung berechnetes Mittel oder auf andere Weise der Erfüllung des Wehrdienstes ganz, 
teilweise oder zeitweise zu entziehen.

    (2) In minder schweren Fällen kann auf Zuchthaus oder Gefängnis erkannt werden.
    (3) Neben der Todes- und der Zuchthausstrafe ist die Einziehung des Vermögens zulässig.

    Berlin, den 17. August 1938.

Der Führer und Reichskanzler
Adolf Hitler

Der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht
Keitel

Mehrere Ergänzungen durch einen § 5 a verschärften die Strafen und vergrößerten den 
Ermessensspielraum der Richter:
Die Erste Verordnung zur Ergänzung der Kriegssonderstrafrechtsverordnung vom 1. November 
1939 gestattete die Überschreitung des regelmäßigen Strafrahmens und ermöglichte ein 
Todesurteil, wenn es „die Aufrechterhaltung der Mannszucht oder die Sicherheit der Truppe 
erfordert“. 
Durch die Vierte Ergänzungsverordnung vom 31. März 1943 wurden rückwirkend auch 
Beschuldigte einbezogen, wenn „der Täter einen besonders schweren Nachteil für die 
Kriegsführung oder die Sicherheit des Reiches verschuldet“ hatte; es wurde ins richterliche 
Ermessen gestellt, den regelmäßigen Strafrahmen zu überschreiten, wenn dieser „nach gesundem 
Volksempfinden“ zur Sühne nicht ausreiche. 
In einer Fünften Verordnung zur Ergänzung der Kriegssonderstrafverordnung vom 5. Mai 1944 
wurde dies auch bei fahrlässigen Handlungen zulässig, wenn ein besonders schwerer Nachteil die 
Folge sei. 


